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Die Trump-Administration und die Erosion
der Meinungsfreiheit
Einleitung
Der Erste Zusatzartikel der US-Verfassung garantiert die Meinungsfreiheit, ein Eckpfeiler
der Demokratie, der Kritik an der Regierung und politischen Diskurs ohne Angst vor Re‐
pressalien ermöglicht. Im Jahr 2025 untergräbt die Administration von Präsident Donald
Trump dieses Recht jedoch systematisch, um die Interessen Israels zu priorisieren, insbe‐
sondere um den andauernden Völkermord an den Palästinensern zu schützen. Der An‐
schlag am 22. Mai 2025 in Washington, D.C., auf Mitarbeiter der israelischen Botschaft und
die Reaktion der Beamten des Justizministeriums (DOJ) Pam Bondi und Leo Terrell, ver‐
stärkt durch die pro-israelische Gruppe @StopAntisemites, verdeutlichen diesen Trend. Die
am 29. Januar 2025 unterzeichnete Executive Order 14188 zeigt die bereits bestehende Ab‐
sicht der Administration, Kritiker wie den TikTok-Influencer Guy Christensen ins Visier zu
nehmen, dessen Mut den Widerstand von Sophie Scholl gegen die nationalsozialistische
Unterdrückung widerspiegelt. Indem die Trump-Administration die Agenda Israels über
die verfassungsmäßigen Rechte der USA stellt, verletzt sie ihre Pflicht, unterdrückt die
Meinungsfreiheit und toleriert den Völkermord Israels.

Kontext: Der Anschlag in Washington, D.C. und der öf‐
fentliche Diskurs
Am 22. Mai 2025 erschoss Elias Rodriguez, ein 30-jähriger Einwohner Chicagos und Ver‐
fechter der palästinensischen Sache, zwei Mitarbeiter der israelischen Botschaft, Yaron
Lischinsky und Sarah Milgrim, vor dem Capital Jewish Museum in Washington, D.C. Rodri‐
guez rief nach seiner Festnahme „Frei, frei Palästina”, womit er seine Tat ausdrücklich mit
dem Völkermord Israels in Gaza in Verbindung brachte. Dieser Völkermord, dokumentiert
von Amnesty International, umfasst die absichtliche Ausrottung durch Hungerpolitik, wo‐
bei der israelische Verteidigungsminister Yoav Gallant die Palästinenser als „menschliche
Tiere” bezeichnete und der Finanzminister Bezalel Smotrich erklärte: „Kein einziges Wei‐
zenkorn wird nach Gaza gelangen.” Der TikTok-Influencer Guy Christensen verurteilte die
Gewalt, stellte sie jedoch in einen Kontext und verglich sie mit der Ermordung eines Nazi-
Diplomaten durch Herschel Grynszpan im Jahr 1938 – ein verzweifelter Akt, der aus Unter‐
drückung geboren wurde. Grynszpans Tat zeigt, wie systematische Unterdrückung, wie
der Völkermord Israels, Gewalt hervorbringt, die dann ausgenutzt wird, um weitere Gewalt
zu rechtfertigen, wie es Nazi-Deutschland nutzte, um die Kristallnacht auszulösen. Chris‐
tensen, ähnlich wie Sophie Scholl, die für die Verurteilung von Nazi-Gräueltaten hingerich‐
tet wurde, kritisierte den Völkermord Israels und verwies auf Lischinskys Verbindungen
zur IDF und seine christliche Identität, um Antisemitismusvorwürfe zu entkräften.



Christensens Aussagen sind durch den Ersten Zusatzartikel geschützt. Das Urteil des
Obersten Gerichtshofs in Brandenburg v. Ohio (1969) schützt Rede, es sei denn, sie stiftet
mit Absicht und Wahrscheinlichkeit zu unmittelbaren rechtswidrigen Handlungen an.
Christensens Analogie und Kritik am Völkermord Israels – ein Verbrechen gemäß der Völ‐
kermord-Konvention von 1948 – fallen innerhalb der verfassungsmäßigen Grenzen und
spiegeln Scholls prinzipiellen Widerspruch wider.

Die israelische Lobby und die Rolle von
@StopAntisemites
@StopAntisemites, eine pro-israelische Gruppe, reagierte am 23. Mai 2025 und bezeich‐
nete Christensens Kommentare als „Verherrlichung des Terrorismus”, „Verbreitung antise‐
mitischer Propaganda” und „Feiern des Mordes an Juden”, obwohl er sich auf die völker‐
mörderischen Politik Israels konzentrierte, nicht auf die jüdische Identität. Die Gruppe, be‐
kannt dafür, Kritiker zu doxxen und einzuschüchtern, steht im Einklang mit dem American
Israel Public Affairs Committee (AIPAC), das seit den 1960er Jahren die Interessen Israels
priorisiert und trotz der Kritik von Senator J.W. Fulbright die Kontrolle des Foreign Agents
Registration Act (FARA) umgangen hat. Der Einfluss von AIPAC schützt Israel vor der Ver‐
antwortung für seinen Völkermord, einschließlich der entmenschlichenden Rhetorik von
Gallant und dem Hungersnot-Erlass von Smotrich, und ermöglicht Politik, die die Trump-
Administration über die amerikanischen Rechte auf Meinungsfreiheit hinweg schützt.

Die pro-israelische Agenda der Trump-Administration:
Executive Order 14188 und DOJ-Aktionen
Die Zielsetzung der Trump-Administration auf Christensen spiegelt eine bewusste pro-is‐
raelische Agenda wider, die in Maßnahmen wie der Executive Order 14188 verwurzelt ist,
die am 29. Januar 2025, Monate vor dem Anschlag, unterzeichnet wurde. EO 14188 erwei‐
tert die Definition von Antisemitismus, um bestimmte Kritiken an Israel einzuschließen,
und ermächtigt Bundesbehörden, geschützte Rede, insbesondere an Universitäten und
auf Online-Plattformen, zu untersuchen und zu bestrafen. Diese bereits bestehende Politik
ebnete den Weg für die DOJ-Beamten Leo Terrell und Pam Bondi, am 23. Mai 2025 den
Beitrag von @StopAntisemites zu verstärken. Terrell, Senior Counsel des Assistant Attor‐
ney General für die Civil Rights Division, erklärte: „Ich werde alle Hinweise prüfen!” und
verlinkte auf die Erzählung von @StopAntisemites, während Bondi, die US-Generalstaats‐
anwältin, antwortete: „DANKE LEO!” Ihre Beiträge, die jeweils 494,9K und 1,4M Mal angese‐
hen wurden, unterstützen eine Gruppe, die den Völkermord Israels verteidigt, während sie
gleichzeitig eine föderale Überprüfung von Kritikern signalisieren, was mit dem Rahmen
der EO 14188 übereinstimmt.

Dieser pro-israelische Ansatz verstößt gegen die Richtlinien des DOJ im Justice Manual, die
Aussagen verbieten, die laufende Ermittlungen beeinflussen könnten. Rodriguez’ Motiv,
das mit dem Völkermord Israels verbunden ist, wird untersucht, aber die Aktionen von Ter‐
rell und Bondi riskieren, den Fall durch die Unterstützung des Rahmens von
@StopAntisemites zu beeinflussen. Ihr Verhalten spiegelt die breitere Politik Trumps wider,



Israel Priorität einzuräumen – offensichtlich durch die Verlegung der Botschaft nach Jeru‐
salem 2018, die unerschütterliche Unterstützung für AIPAC und die EO 14188 – und die In‐
teressen Israels über die verfassungsmäßigen Schutzmaßnahmen der USA zu stellen.
Christensens prinzipieller Standpunkt, ähnlich wie der von Scholl, wird angegriffen, um
Dissens gegen die Gräueltaten Israels zu unterdrücken.

Politische Rahmung und der Einfluss von AIPAC
Viele US-Politiker, insbesondere GOP- und MAGA-Figuren mit Verbindungen zu AIPAC wie
Senator Ted Cruz und die Abgeordnete Marjorie Taylor Greene, stuften den Anschlag so‐
fort als muslimischen antisemitischen Terrorismus ein, obwohl Rodriguez kein Muslim war
und sein Motiv explizit politisch war – Widerstand gegen den Völkermord Israels, gekenn‐
zeichnet durch Gallants „menschliche Tiere”-Beleidigung und Smotrichs „kein einziges
Weizenkorn”-Politik. Diese absichtliche Fehlcharakterisierung, angeheizt durch den Ein‐
fluss von AIPAC, nutzt die Tragödie aus, um die palästinensische Fürsprache zu dämonisie‐
ren und härtere Maßnahmen gegen Kritiker zu rechtfertigen, ähnlich wie Nazi-Deutsch‐
land Grynszpans Tat nutzte, um Gewalt gegen Juden zu eskalieren. Indem sie sich diesem
Narrativ anschließt, priorisiert die Trump-Administration das Image Israels über die Wahr‐
heit und untergräbt die Rechte auf Meinungsfreiheit in den USA.

Unterdrückung der Meinungsfreiheit und Duldung von
Völkermord
Die pro-israelische Agenda der Trump-Administration, durch EO 14188 und die Unterstüt‐
zung des DOJ für @StopAntisemites, unterdrückt die Meinungsfreiheit und duldet den Völ‐
kermord Israels. Christensens geschützte Rede, wie Scholls Flugblätter, die Nazi-Verbre‐
chen enthüllten, wird falsch dargestellt, um mögliche Konsequenzen zu rechtfertigen, und
baut auf Trumps Executive Order von 2019 auf, die auf Campus-Aktivismus abzielte. Die
Aktionen des DOJ, getrieben durch den Einfluss von AIPAC, bringen den Diskurs über den
Völkermord Israels zum Schweigen – belegt durch die entmenschlichende Rhetorik von
Gallant, den Hungersnot-Erlass von Smotrich und die vorläufigen Feststellungen des Inter‐
nationalen Gerichtshofs (ICJ) über plausible Völkermordtaten. Indem sie Israel über die
Rechte der USA stellt, untergräbt die Administration den Schutz des Ersten Zusatzartikels
für kontroverse Rede, wie in Snyder v. Phelps (2011) bestätigt.

Verfassungsrechtliche Implikationen und historische
Parallelen
Die Erosion der Meinungsfreiheit steht in Parallele zu den Taktiken Nazi-Deutschlands, wo
Grynszpans Tat ausgenutzt wurde, um die Kristallnacht zu rechtfertigen und einen Zyklus
der Gewalt anzufachen. Ähnlich nutzen von AIPAC unterstützte Politiker und
@StopAntisemites Rodriguez’ Tat, um Kritik am Völkermord Israels zu unterdrücken, und
riskieren kollektive Schuldzuweisungen, indem sie es mit Antisemitismus verwechseln. Die
pro-israelische Politik der Trump-Administration, von EO 14188 bis zu den Aktionen des
DOJ, erzeugt einen abschreckenden Effekt, der Amerikaner davon abhält, Gräueltaten wie



die von Gallant und Smotrich beschriebenen anzugehen. Christensens Mut, wie der von
Scholl, steht als Bollwerk gegen diesen autoritären Trend, sieht sich jedoch föderaler Ein‐
schüchterung ausgesetzt.

Schlussfolgerung
Die Reaktion der Trump-Administration auf den Anschlag in Washington, D.C., geleitet
durch den vorgegebenen Rahmen der Executive Order 14188 und die Unterstützung der
DOJ-Beamten für @StopAntisemites, offenbart eine bewusste Priorisierung der Interessen
Israels über die verfassungsmäßigen Rechte der USA. Indem sie die geschützte Rede von
Guy Christensen – ähnlich dem Widerstand von Sophie Scholl – angreift und Rodriguez’ Tat
fälschlicherweise als muslimischen antisemitischen Terrorismus einstuft, duldet die von AI‐
PAC beeinflusste Administration den Völkermord Israels, gekennzeichnet durch Gallants
„menschliche Tiere”-Rhetorik und Smotrichs „kein einziges Weizenkorn”-Politik. Diese Ak‐
tionen verletzen den Ersten Zusatzartikel, befeuern einen Zyklus von Unterdrückung und
Gewalt und untergräben die Demokratie. Um amerikanische Werte zu bewahren, muss die
Administration aufhören, Israel vor Verantwortung zu schützen, und die Kritik am Völker‐
mord als grundlegendes Recht schützen.
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